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“Heim ins Reich”? Volksdeutsche als politische Manövriermasse 1938-46

Die vorliegende Arbeit widmet sich einem bisher in
der Zeitgeschichtsforschung wenig beachteten Thema:
der zwangsweisenUmsiedlung von “Volksdeutschen” vor
Ende des Zweiten Weltkrieges aus ihren Heimatgebie-
ten in das Deutsche Reich, insbesondere in dessen “ein-
gegliederte Gebiete” im Osten, die bis 31. August 1939
Territorium des polnischen Staates beziehungsweise der
Freien Stadt Danzig gewesen waren. Die neu entstan-
denen “Reichsgaue” Danzig-WestpreuÃen und Warthe-
land sollten durch Vertreibung der dort ansÃ¤ssigen pol-
nischen und jÃ¼dischen BevÃ¶lkerung und Ansiedlung
von “Volksdeutschen” germanisiert werden, ein ProzeÃ,
der in der Sprache der NS-BÃ¼rokraten als “Umvolkung”
bezeichnet wurde.

Deren Bilanz ist ebenso bedrÃ¼ckend wie
ernÃ¼chternd. Zwar gelang es den Deutschen, die
AngehÃ¶rigen der jÃ¼dischen Minderheit restlos zu
vertreiben beziehungsweise im Ghetto von Litzmann-
stadt zu konzentrieren. Sie wurden im Rahmen der
“EndlÃ¶sung” fast alle ermordet, ebenso wie zuvor
schon die Insassen der Heil- und Pflegeanstalten in

den eingegliederten Gebieten. Dies sowie die Abschie-
bung von ethnischen Polen aus den neuen Reichsgauen
ins “Generalgouvernement”–die jedoch schon bald aus
kriegswirtschaftlichen GrÃ¼nden stark reduziert und
noch vor dem Ãberfall auf die Sowjetunion ganz aufge-
geben werden muÃte–also die destruktive Seite des na-
tionalsozialistischen “Umvolkungs”-Programms, ist seit
langem und in groÃer AusfÃ¼hrlichkeit erforscht und
beschrieben worden. Sie wurde von Phillip Rutherford
nicht zu Unrecht als Prelude to the Final Solution (2007)
bezeichnet.

Die andere, die “konstruktive” Seite des
“Umvolkungs”-Programms, das BemÃ¼hen um Ansied-
lung “volksdeutscher” Umsiedler in den “eingegliederten
Ostgebieten,” erwies sich nicht nur im Nachhinein be-
trachtet als Fehlschlag. Wie Leniger nachweist, wurden
von 1940 bis 1944 lediglich 332.000 Personen, also etwas
Ã¼ber fÃ¼nfzig Prozent aller “Heim ins Reich” Gehol-
ten, im Osten angesiedelt (S. 228). Nur sie hatten die
strengen “rassischen” Kriterien erfÃ¼llt, die sie dazu be-
rechtigten. So blieben die ethnischen Deutschen in den

1

http://www.h-net.org/reviews/
http://www.amazon.com/exec/obidos/ASIN/3865960820
http://www.amazon.com/exec/obidos/ASIN/3865960820


H-Net Reviews

neuen Reichsgauen weiterhin in der Minderheit. Nach
Kriegsende muÃten sie, zusammen mit der alteingeses-
senen deutschen BevÃ¶lkerung, erneut ihre Wohnsitze
zwangsweise verlassen. Die von den Nationalsozialis-
ten initiierte “Umvolkung” fand jetzt statt–viel radikaler,
aber genau umgekehrt als es sich ihre Vordenker gedacht
hatten: als Polonisierung statt als Germanisierung.

Leniger hat fÃ¼r seine Arbeit umfangreiche Recher-
chen in den Bundesarchiven Berlin und Koblenz, im Po-
litischen Archiv des AuswÃ¤rtigen Amtes sowie in Ar-
chiven in Posen und Lodz angestellt, die einschlÃ¤gigen
Quelleneditionen und Schriften, vor allem aber auch bis-
her wenig beachtete Literatur aus der Zeit vor 1945, stu-
diert. Er zeichnet zu Beginn den Wandel nach, den die
Politik des Deutschen Reiches gegenÃ¼ber den deut-
schen Minderheiten im Ausland, die “Volkstumspolitik”,
im Dritten Reich vollzog: von der Bewahrung des Sta-
tus quo der Minderheiten zu ihrer Liquidierung im Zu-
ge politischen KalkÃ¼ls. Den zweiten, umfangreicheren
Teil seiner Arbeit bildet die Untersuchung des Schicksals
der “Heim ins Reich” Geholten: erniedrigende Selektio-
nen nach “vÃ¶lkisch-rassischen” Kriterien, oft jahrelan-
ges Leben in Lagern, stÃ¤ndige UngewiÃheit Ã¼ber die
Zukunft, tiefe EnttÃ¤uschung Ã¼ber nicht eingehaltene
Versprechen, und schlieÃlich bei denjenigen, die “im Os-
ten angesetzt” worden waren, Flucht und Vertreibung zu
Kriegsende.

Die FriedensvertrÃ¤ge von Versailles mit dem Deut-
schen Reich sowie von St. Germain und Trianon mit Ãs-
terreich und Ungarn hatten Ã¼ber elf Millionen Men-
schen, die sich als “Deutsche” verstanden, zu Staatsan-
gehÃ¶rigen der in Mittel-, SÃ¼d- und Osteuropa neu
entstandenen Nationalstaaten gemacht, in denen sie als
“Volksdeutsche” eine der vielen nationalen Minderhei-
ten bildeten.[1] Die Probleme dieser Minderheiten (nicht
nur der deutschen) mit der Titularnation, dachte man im
VÃ¶lkerbund, wÃ¼rden sich im Verlaufe zweier Genera-
tionen von selbst lÃ¶sen: teils durch mehr oder weniger
freiwillige Abwanderung, teils durch Assimilation, also
das Aufgehen in der MehrheitsbevÃ¶lkerung der neuen
Staaten.

Die Volkstumspolitik aller Regierungen der Weima-
rer Republik, getragen von einer breiten Zustimmung
quer durch das Spektrum der einander sonst heftig befeh-
denden Parteien, hatte darauf abgezielt, sowohl der Assi-
milation als auch der Abwanderung der deutschen Min-
derheiten entgegen zu wirken. Sie sollten durch ideelle
UnterstÃ¼tzung und materielle Subventionen in ihrem
Bestand erhalten und gefestigt werden. Soweit es sich

um deutsche Minderheiten in unmittelbaren Nachbar-
staaten handelte, geschah dies stets auch im Hinblick auf
eine fÃ¼r spÃ¤tere Zeiten erhoffte Grenzrevision. Trans-
missionsriemen der Volkstumspolitik war der nichtstaat-
liche, aber staatlich hoch subventionierte Verein fÃ¼r
das Deutschtum im Ausland (VDA). Nach der Mach-
tÃ¼bertragung an die Nationalsozialisten 1933 setzte die
neue Reichsregierung anfangs im wesentlichen die Min-
derheitenpolitik der Weimarer Zeit fort. Sie schuf je-
doch eine Parallelorganisation zum VDA, die Volksdeut-
sche Mittelstelle (VoMi), die beim Amt Stellvertreter des
FÃ¼hrers organisatorisch angesiedelt war und im Laufe
der Zeit die Aufgaben des VDA komplett Ã¼bernahm.

Den Paradigmenwechsel in der deutschen Minder-
heitenpolitik lÃ¤utete Ende der 1930er Jahre die Behand-
lung der SÃ¼dtirolfrage ein. Dieser Teil Ãsterreichs war
nach dem Ersten Weltkrieg an Italien gefallen, womit
sich weder die deutschen SÃ¼dtiroler noch die Deut-
schen im Reich und in Ãsterreich abfinden mochten. Be-
fÃ¼rchtungen, nach dem “AnschluÃ” Ãsterreichs (17.
MÃ¤rz 1938) werde das Deutsche Reich als nÃ¤chstes
die Abtretung SÃ¼dtirols fordern, drohten zu einer ernst-
haften Belastung des fÃ¼r Hitler wichtigen BÃ¼ndnisses
mit dem faschistischen Italien zu werden. Um den Kon-
fliktherd SÃ¼dtirol ein fÃ¼r alle Male auszurÃ¤umen,
schlug die deutsche Seite vor, die SÃ¼dtiroler geschlos-
sen ins Reich umzusiedeln: “Das Tabu der Erhaltung
deutscher Minderheiten in ihren jeweiligen Lebensgebie-
ten [war] gefallen” (S. 88).

Entsprechende Abkommen mit Vertretern der italie-
nischen Regierung wurden im FrÃ¼hjahr 1939 geschlos-
sen. Die DurchfÃ¼hrung des BevÃ¶lkerungstransfers
Ã¼bertrug Hitler dem zum “Umsiedlungskommissar
fÃ¼r SÃ¼dtirol” ernannten ReichsfÃ¼hrer-SS Heinrich
Himmler. Da die Umsiedlung freiwillig war und oh-
ne unmittelbaren Zwang erfolgte, machte nur etwa ein
FÃ¼nftel der SÃ¼dtiroler, etwa 50.000 Personen, hiervon
Gebrauch. Dies lag vor allem daran, daÃ die meisten von
ihnen im Reich als Arbeiter eingesetzt und viele in Ge-
genden geschickt wurden, in denen sie sich nur schwer
heimisch fÃ¼hlen konnten.

Der Fall SÃ¼dtirol hatte, trotz des mageren Ergeb-
nisses, gezeigt, daÃ der Transfer einer deutschen Min-
derheit ins Reich geeignet war, durch diese hervor-
gerufene auÃenpolitische Probleme mit einem Nach-
barstaat zu lÃ¶sen. Er hatte auÃerdem den beteilig-
ten Dienststellen erste Erfahrungen auf dem Gebiet
des BevÃ¶lkerungstransfers vermittelt. Als Bonus ergab
sich fÃ¼r das Deutsche Reich ein Zugewinn an drin-
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gend benÃ¶tigten ArbeitskrÃ¤ften, die zudem–im Ge-
gensatz zu “FremdvÃ¶lkischen”–den NS-Rassenkriterien
genÃ¼gten und daher, in der Sprache der die Ein-
bÃ¼rgerung von AuslÃ¤ndern regelnden Gesetze und
Erlasse, einen “erwÃ¼nschten BevÃ¶lkerungszuwachs”
bildeten.

Der Hitler-Stalin-Pakt vom 23. August 1939 hat-
te in einem geheimen Zusatzprotokoll die Aufteilung
Ostmitteleuropas in eine deutsche und eine sowje-
tische InteressensphÃ¤re festgelegt. Er ermÃ¶glichte
nicht nur dem Deutschen Reich den Angriff auf Po-
len (1. September 1939), sondern sah durch weitere
im September 1939 geschlossene ZusatzvertrÃ¤ge auch
vor, die deutschen Minderheiten aus der sowjetischen
in die deutsche InteressensphÃ¤re umzusiedeln. Dies
lag im beiderseitigen Interesse: die Sowjets wÃ¼rden
einen potentiellen Unruheherd los werden (Begeiste-
rung fÃ¼r den Kommunismus konnte von den Volks-
deutschen, die fast ausschlieÃlich zur gehobenen Mit-
telschicht zÃ¤hlten, kaum erwartet werden), und das
Deutsche Reich wÃ¼rde den dringend benÃ¶tigten “er-
wÃ¼nschten BevÃ¶lkerungszuwachs” zur Besiedlung
des in Polen eroberten “Lebensraumes” erhalten.

Es lag nahe, daÃ Hitler in dieser Situation auf den
schon in der SÃ¼dtirolfrage bewÃ¤hrten Himmler zu-
rÃ¼ck griff. Nach dem Muster des SÃ¼dtirolerlasses un-
terzeichnete Hitler am 7. Oktober 1939 einen ErlaÃ, der
Himmler zusÃ¤tzlich zu seinen schon bestehenden Funk-
tionen zum “Reichskommissar fÃ¼r die Festigung deut-
schen Volkstums” (RKF) mit fast unbeschrÃ¤nkten Voll-
machten in den von Polen annektierten “eingegliederten
Ostgebieten” sowie im Bereich der Umsiedlungsaktionen
machte. Zwischen September 1939 und Juni 1941 kam es
zu einer Vielzahl solcher Aktionen aus dem Baltikum,
Ostpolen, Bessarabien, der Bukowina und der Dobrud-
scha, von denen etwas Ã¼ber eine halbe Million Men-
schen betroffen waren, und die ohne RÃ¼cksicht auf die
vielfach damit verbundenen menschlichen TragÃ¶dien
“durchgezogen” wurden.

Weitere ca. 125.000 Personen wurden bis Ende 1942
vomBalkan und aus der Sowjetunion nach der Besetzung
dieser Gebiete durch deutsche Truppen “heim ins Reich”
geholt. Mit diesen insgesamt rund 630.000 Personen war
das Potential volksdeutscher Umsiedler aus SÃ¼d-, Ost-
und Mitteleuropa ausgeschÃ¶pft.[2] Schon allein daran
zeigt sich die RealitÃ¤tsferne der Planungen von SS und
Rasse- und Siedlungshauptamt (RuSHA), die den riesigen
Raum von der Warthe bis zur Krim mit vielen Millionen
Volksdeutscher besiedelnwollten, die jedoch hÃ¶chstens

in der Phantasie der Planer existierten.

Die mit der Abwicklung und Organisation beauf-
tragten OberbehÃ¶rden–VoMi im Altreichsgebiet, RKF
in den besetzten Gebieten–entwickelten sich zu einem
wahren “Archipel” von gegen- und miteinander arbei-
tenden Dienststellen. Die grÃ¶Ãte von ihnen war die
Einwandererzentralstelle (EWZ), das GegenstÃ¼ck zu
der fÃ¼r die Deportation der “FremdvÃ¶lkischen” zu-
stÃ¤ndigen Umwandererzentralstelle (UWZ). Die Um-
siedler wurden zuerst in provisorischen Lagern unterge-
bracht, zum grÃ¶Ãten Teil im Altreichsgebiet, in denen
sie auf ihre “Eignung” fÃ¼r einen Einsatz in den einge-
gliederten Gebieten intensiv geprÃ¼ftwurden. Es gab im
wesentlichen nur zwei Entscheidungen: “O-FÃ¤lle”, fÃ¼r
die Ansiedlung im Osten geeignet, und “A-FÃ¤lle”, fÃ¼r
den Osten nicht geeignet und daher als ArbeitskrÃ¤fte
fÃ¼r den Einsatz im Altreich vorgesehen.

Leniger beschreibt in aller AusfÃ¼hrlichkeit die-
ses als “Schleusung” bezeichnete Selektionsverfahren, an
demArbeitsamt, Ãrzte und vor allem “RasseprÃ¼fer” des
RuSHA beteiligt waren, und weist nach, daÃ in der Regel
das Urteil der letzteren fÃ¼r die Entscheidung maÃge-
bend war. Das Fehlen eindeutiger Kriterien machte das
Selektionsverfahren immer komplizierter, verlÃ¤ngerte
die Wartezeit der in den Lagern Festgehaltenen, fÃ¼hrte
zu Unmut und mannigfachen Versuchen der als A-FÃ¤lle
Eingestuften, doch noch zum O-Fall erklÃ¤rt zu werden,
denn dann und nur dann gab es eine EntschÃ¤digung
fÃ¼r das in der Heimat zurÃ¼ck gelassene Hab und Gut.
Die als endgÃ¼ltige A-FÃ¤lle im Altreich in Arbeit Ver-
mittelten, aber auch die als O-FÃ¤lle im Osten als Siedler
Angesetzten wurden von den einheimischen Deutschen
oft nicht als vollwertig akzeptiert, da sie aus ihren Hei-
matgebieten andere Sitten und GebrÃ¤uche mitgebracht
hatten und sich oft mit der deutschen Sprache, die fÃ¼r
viele Fremdsprache war, schwer taten.

Da ab Ende 1942 so gut wie keine Umsiedler mehr
kamen, hÃ¤tten die Dienststellen des “RKF-Archipels”
ihre Arbeit eigentlich abschlieÃen kÃ¶nnen. Als typi-
sche BÃ¼rokraten suchten und fanden sie jedoch im-
mer neue Aufgaben, zum Beispiel noch bis kurz vor dem
militÃ¤rischen Zusammenbruch des Dritten Reiches die
“erblich-rassische” Begutachtung derjenigen Nichtdeut-
schen, die laut FÃ¼hrererlaÃ durch Dienst in der Wehr-
macht, der Waffen-SS oder der Organisation Todt die
deutsche StaatsangehÃ¶rigkeit bekommen sollten, und
der vor der Roten Armee ins Reichsgebiet flÃ¼chtenden
BevÃ¶lkerung der (ehemals) im Osten besetzten Gebiete.

Lenigers sorgfÃ¤ltig recherchierte, klar gegliederte,
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logisch aufgebaute und sprachlich ansprechend formu-
lierte Arbeit sollte PflichtlektÃ¼re sein fÃ¼r alle, die
sich in die–wieder–aktuelle Diskussion um Deutsche als
Opfer des Zweiten Weltkrieges einbringen mÃ¶chten.
“Die ’ethnischen Flurbereinigungen’ nach Kriegsende,
die Ausweisung der deutschen BevÃ¶lkerung aus Polen
und der Tschechoslowakei, waren letztlich nur die Fort-
fÃ¼hrung einer von Hitler und Himmler ausgelÃ¶sten
Westwanderung deutscher Minderheiten” (S. 225). Die
vom RKF organisierten Umsiedlungen Volksdeutscher
1939-44 stellten “nach der deutschen Niederlage den
Siegern ein Modell zur VerfÃ¼gung, mit dem sie die
stÃ¤ndigen Konflikte zwischenMinderheit undMehrheit
endgÃ¼ltig … lÃ¶sen konnten” (S. 225-226). Sie hatten
den Wind gesÃ¤t, den die FlÃ¼chtlinge und Heimatver-
triebenen 1945-46 als Sturm ernten sollten.

Notes

[1]. Eine Ausnahme machte das fast rein ethnisch
deutsche Ãsterreich mit 6,5 Millionen Einwohnern.

[2]. Man vergesse nicht, daÃ durch denAnschluÃÃs-
terreichs und des Sudetenlandes sowie die Eingliederung
ehemals deutscher, nach 1918 zu Polen gekommener Ge-
biete und Danzigs allein zehn Millionen ethnische Deut-
sche “heim ins Reich” gekommen waren. GrÃ¶Ãere Re-
serven an Volksdeutschen mit insgesamt einigen Hun-
derttausend Personen gab es nur noch in RumÃ¤nien
(SiebenbÃ¼rgen) und im russischenWolgagebiet. Erstere
lebten problemlos in einem Land, das ein wichtiger Ver-
bÃ¼ndeter des Deutschen Reiches war, und letztere wa-
ren bei Kriegsausbruch von den sowjetischen BehÃ¶rden
ins Landesinnere deportiert und so dem deutschen Zu-
griff entzogen worden.
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